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(Nr. 13874.) Erlaß über Ausfertigung und Verkündung der Landesgeſetze, Beamtenernennungen und 
die Ausübung des Gnadenrechts in Preußen. Vom 25. April 1933. 


Unter Aufhebung der Erlaſſe über Beamtenernennungen in Preußen und über die Ausübung 
des Gnadenrechts in Preußen vom 22. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 216) übertrage ich gemäß 
§ 5 des Zweiten Geſetzes zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reiche vom 7. April 1938 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 173) in der Faſſung des Geſetzes vom 25. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 225) die 
Ausübung der im § 1 Abſ. 1 unter Ziffer 3 bis 5 dieſes Geſetzes genannten Rechte auf den 
Preußiſchen Miniſterpräſidenten, der ermächtigt iſt, dieſe Rechte weiter zu übertragen. 


Berlin, den 25. April 1933. 


Der Reichskanzler. 
Adolf Hitler. 


(Mr, 13875.) Geſetz über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1932 
und des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1933. Vom 26. April 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Haushaltsplan 1932. 


Die Verordnung über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1932 
vom 14. Juli 1932 (Geſetzſamml. S. 237) und der ihr beigefügte Haushaltsplan werden hiermit 
als Geſetz im Sinne der Artikel 63 und 65 der Verfaſſung feſtgeſtellt. 


Artikel II. 
Haushaltsplan 1933. 
§ J. 
Der dieſem Geſetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1933 wird 
in Einnahme 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 11. Mai 1938.) 29 
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„ TTT MINEN 2 698 397 700 AM, 
KRUSE IIND 2 689 932 700 ZM 

an laufenden 
a Ten rre 8 465 000 AM 

an einmaligen Einnahmen, 

r ee ee 2 698 397 700 AM, 
if en... FI SABER 2 648 944 630 AM 

an dauernden 
and ef eee e d ee r b Bra 49 453 070 AM 

an einmaligen Ausgaben 

feſtgeſtellt. 
8 2. 


(1) Die im Haushalt für die einzelnen Zweckbeſtimmungen vorgeſehenen Anſätze dürfen nur 
inſoweit in Anſpruch genommen werden, als es zur ordnungsmäßigen und wirtſchaftlichen Führung 
der Staatsverwaltung unter Berückſichtigung der geſamten Bedürfniſſe der Verwaltung für 
das laufende Rechnungsjahr erforderlich iſt. 

(2) Über die letzten zehn vom Hundert der im Haushaltsplan bei den ſächlichen Ausgabe⸗ 
fonds vorgeſehenen Beträge darf nur im Einverſtändnis mit dem Finanzminiſter verfügt werden. 

(3) Über die im Haushaltsplan vorgeſehenen einmaligen Ausgaben darf nur im Ein⸗ 
verſtändnis mit dem Finanzminiſter verfügt werden. 


B 3. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsmittel 
der Generalſtaatskaſſe bis zu 400 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits zu beſchaffen. 
Auf dieſen Betrag ſind die zum gleichen Zwecke für das Rechnungsjahr 1932 ausgegebenen 
Schatzanweiſungen, eingegangenen Wechſelverbindlichkeiten und aufgenommenen Darlehen, 
ſoweit ſie erſt während des Rechnungsjahrs 1933 fällig werden, bis zu ihrer Fälligkeit, ihrem 
Rückkauf oder ihrer Rückerſtattung anzurechnen. 


§ 4. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Befriedigung unabweisbarer, durch die Wirt⸗ 
ſchaftslage hervorgerufener Bedürfniſſe Garantien und Bürgſchaften zu Laſten des Staates 
zu übernehmen. 

(2) Zur Übernahme ſolcher Garantien und Bürgſchaften iſt die Zuſtimmung eines Aus⸗ 
ſchuſſes des Staatsrats erforderlich. 

§ 5. 

(1) Die dritten freigewordenen Stellen der Beſoldungsgruppen A 1 a bis 12 ſind — ſoweit 
ſie beſetzbar ſind — mit geeigneten, insbeſondere vorgemerkten Warteſtandsbeamten zu beſetzen. 
Dieſe Beſtimmung gilt ſinngemäß für die Beamten, die künftig in den einſtweiligen Ruheſtand 
verſetzt werden. 

(2) Ausnahmen von Abſ. 1 find in Fällen eines zwingenden Bedürfniſſes mit Genehmigung 
des Finanzminiſters zuläſſig. 

(8) Warteſtandsbeamte, die in Stellen von geringerem Dienſteinkommen planmäßig an⸗ 
geſtellt werden, erhalten für ihre Perſon die Dienſtbezüge, die ſie in ihrer früheren Stelle nach 
den Vorſchriften des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes vom 17. Dezember 1927 in der Faſſung 
der Sparverordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179) bezogen hätten. 


§ 6. 

Von der Mitteilung der auf Grund der 55 3 und 4 des Geſetzes, betreffend den Staatshaus⸗ 
halt, vom 11. Mai 1898 (Geſetzſamml. S. 77) dem Landtag alljährlich vorzulegenden Nach⸗ 
weiſungen über die Staatsnebenfonds ift, ſoweit fie entweder gar keine oder weniger als 300 AM 
Jahreseinnahmen haben, für das Rechnungsjahr 1933 abzuſehen. 


— ZER = — 


Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 29, ausgegeben am 27. 4. 33. 115 


j 8 7. 

4) Die Beſtimmungen des $ 19 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend den Staatshaushalt, vom 
11. Mai 1898 (Geſetzſamml. S. 77) finden für das Rechnungsjahr 1933 auch auf die vorläufige 
Steuer vom Grundvermögen, die Hauszinsſteuer, die Schlachtſteuer, die Steuer vom Gewerbe— 
betrieb im Umherziehen, die Gebühren der Kataſterverwaltung, die Gebührenabgabe der Notare 
ſowie die Koſtenerſtattungen des Verwaltungsſtreitverfahrens und des Beſchlußverfahrens 
Anwendung. 

(2) Auf Grund des § 20 Abſ. 1 des Geſetzes, betr. den Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898 
(Geſetzſamml. S. 77) können Rückerſtattungen der vom Preußiſchen Staate geleifteten Beitrags- 
anteile zur zuſätzlichen Alters- und Hinterbliebenenverſorgung der Angeſtellten und Arbeiter der 
preußiſchen Staatsverwaltung ſowie überhobener Erſatzzuſatzrenten auch dann durch Abſetzung 
von den Ausgabefonds vereinnahmt werden, wenn es ſich um Erſtattungen aus Vorjahren 
handelt. 

§ 8. 

Für das Rechnungsjahr 1933 finden auf die Staatliche Porzellanmanufaktur die Be⸗ 
ſtimmungen des $ 6 des Geſetzes, betreffend den Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898 (Geſetzſamml. 
S. 77) entſprechende Anwendung. 2 

§ 9. 

Von den nach den §§ 43 und 44 des Geſetzes, betreffend den Staatshaushalt, vom 11. Mai 
1898 (Geſetzſamml. S. 77) in das Rechnungsjahr 1933 zu übernehmenden Ausgabe reſten find 
143 Millionen Reichsmark als erſpart nachzuweiſen. 


$ 10. 
Überſteigen im Rechnungsjahr 1933 die an die Staatskaſſe abgelieferten Einnahmen an 
Grundvermögenſteuer, Hauszinsſteuer und Schlachtſteuer insgeſamt das im Haushaltsplan 
veranſchlagte Aufkommen, ſo iſt ein Drittel der Mehreinnahmen an die Gemeinden (Gemeinde- 
verbände) über ihre geſetzlichen Anteile an den Reichsſteue rüberweiſungen und an der Haus- 
zinsſteuer hinaus zuſätzlich gemäß den Vorſchriften des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum 
Finanzausgleichgeſetz nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters und des Miniſters des 
Innern zu verteilen. 
Artikel III. 
Gemeinſame Beſtimmungen. 
9 11. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
9 19. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 24. April 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Kerrl. Ruft. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 26. April 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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Anlage zum Haushaltsgeſetz 
(Art. II § 1) 


Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1933. 
a) Haupthaushalt. 


K Ordinarium Extraordinarium 
der Verwaltungen 
Einnahmen | Ausgaben Einnahmen Ausgaben 
1 / e Rr iia Se 19 368 010 12 821 610 680 000 1 242 300 
2 Forſten: - 
EDE aI S AA RR RE AE 85 376 000 83 740 040] 2 578 000 1 397 800 
b) Forſtliche Lehr⸗ und Ver⸗ 
ie ee 173 070 749 650 = een 
3 Mee ERS 750.200 616 190 — 22 
4 | Reichs- und Staatsanzeiger .. 3 345 660 2 241 270 — — 
e E T 2 000 000 — KA a 
6 | Porzelanmanufaftur e K x —- — — 420 000 
7—9 Frei 
10 Allgemeine Finanzverwaltung: 
a) Steuern und Abgaben .... 967 351 750 789 069 000 — — 
b) Aus Vermögensanlagen des 
Sftlätes ae u; 29 467 490 — — = 
c) Sonſtige Einnahmen und 
eee en 61 126 320 61 316 600 5 000 2 163 500 
11 SANDLINEREL EINER ANIN 83 940 5 181 520 — 5 000 
12 Stagt sat, derr. Ya 5 000 384 390 ei —.— 
1 Steatsminiſtertü n ee: 81 150 1 362 500 — 2 
14 Sinanzmimiltertum ........... 27 305 560 175 522 790 — 857 000 | 
15 Juſtizminiſterimm 0.0: 186 415 000 | 335 627 000 15 1 804 000 | 
16 Miniſterium des Innern 220 059 550 433 450 780| 1 550 000 13 970 230 | 
17 Miniſterium für Wiſſenſchaft, | 
Kunſt und Volksbildung. 22 914 390 | 536 621 620 52 000 13 368 530 
18 Miniſterium für Wirtſchaft und 
Ab ERTL e IRE 011 19 450 610 36 886 560 — 2 568 360 
19 Beeten; T 2 677 600 14 997 900 — 255 000 | 
20 Miniſterium für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten 12 580 720 45 364 760] 3 600 000 11 401 350 
21 Geſtü ls) SR 12 150 270 16 676 530 — — | 
22 | Oberrechnungsfammer ........ 18 110 838 800 = -= 
23 Staatsſchudd E 17 232 300 95 475 120 = = | 
Gefamtfumme ..... 2 689 932 700 |2 648 944 630| 8465000 | 49 453 070 


b) Vermerke. 


1. Iſt ein planmäßiger Beamter einer preußiſchen Verwaltung länger als ſechs Monate zu einer 
anderen preußiſchen Staatsverwaltung oder zu einer Reichsverwaltung beurlaubt oder in 
einem Miniſterium tätig, ſo kann ſeine Stelle mit Zuſtimmung des Finanzminiſters ander⸗ 
weit beſetzt werden, ohne daß er die Rechte und Pflichten eines eine planmäßige Stelle 
bekleidenden Beamten hierdurch verliert. Kehrt der Beamte in den Dienſt ſeiner Verwaltung 
zurück, ſo iſt er innerhalb von ſechs Monaten in einer planmäßigen Stelle unterzubringen oder, 
wenn während dieſes Zeitraums eine planmäßige Stelle gleicher Art nicht frei geworden 
ift, in der erſten ſpäter frei werdenden Stelle dieſer Art. Bis dahin ift fein Dienſteinkommen 
außerplanmäßig zu verrechnen. 


Bei richterlichen Beamten iſt, falls die Wiederbeſetzung der Stelle erfolgen ſoll, die 
Beurlaubung oder die Beſchäftigung in einem Miniſterium über ſechs Monate hinaus davon 
abhängig zu machen, daß ſich der Beamte für den Fall des Rücktritts in ſeine frühere Ver⸗ 
waltung mit der Verſetzung in eine gleichartige Stelle einverſtanden erklärt. 
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Zur Verringerung und Verbilligung der Perſonalausgaben können planmäßige Beamten⸗ 
ſtellen bei ihrem Freiwerden in geringer beſoldete Stellen umgewandelt werden. 


Sind nach dem Haushaltsplane künftig wegfallende oder ſolche Stellen, die in Stellen mit 
niedrigeren Bezügen umzuwandeln ſind, nebeneinander oder neben gleichartigen nicht künftig 
wegfallenden Stellen vorhanden, ſo gilt bezüglich der Reihenfolge der Ausführung folgendes: 
Zunächſt kommen beim Freiwerden derartiger Stellen die künftig wegfallenden in 
Fortfall, alsdann ſind die Umwandlungen in die Stellen mit den niedrigſten Bezügen und 
danach die Umwandlung in die Stellen mit den nächſthöheren Bezügen vorzunehmen. 
Ausnahmen bedürfen, ſoweit ſie nicht in den Erläuterungen zu den Beſoldungstiteln 
des Haushaltsplans vorgeſehen ſind, der Zuſtimmung des Finanzminiſters. 
Die im Haushaltsplan für 1928, 1929 und 1930 vorgeſehenen neuen planmäßigen Beamten- 
ſtellen für überalterte Stellenanwärter find mit der Maßgabe „k. w.“, daß beim Freiwerden 
jeder zweiten Planſtelle der betreffenden Beamtengattung eine der neu geſchaffenen Stellen 
in Fortfall kommt. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, Ausnahmen zuzulaſſen. 


Die im Haushaltsplan bereitgeſtellten Mittel für „Unterſtützungen für Beamte“ und „Unter⸗ 


ſtützungen für ausgeſchiedene Beamte uſw.“ ſowie für „Notſtandsbeihilfen für Staatsbeamte, 
Beamte im Ruheſtand uſw.“ ſind innerhalb der einzelnen Verwaltungszweige gegenſeitig 
übertragbar. 


e) Abſchluß. 


Betrag für das Der Mithin für 1933 
Rechnungsjahr vorige Haushalt —wq⸗! 
- 1933 fegt aus mehr weniger 
RM RM RM AM 
Es betragen: 
1. die laufenden l 
Einnahmen . 2689 932 700. 
2. die einmaligen 
Einnahmen . 8465000 „ 2 698 397 700 3 046 065 370 — 347 667 670 
3. die dauernden 
Ausgaben .. 2648944630 ZM 
4. die einmaligen 
Ausgaben . 49453070 55 2 698 397 700 3 046 065 370 — 347 667 670 


Berlin, den 24. April 1933. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Kerrl. Ruſt. 
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13876.) Geſetz über Anleiheermächtigungen. Vom 26. April 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
Artikel I. 
9715 
Folgende Anleiheermächtigungen treten außer Kraft: 
a) der Kredit des § 40 der Zweiten Sparverordnung vom 23. De- 
zember 1931 (Geſetzſamml. ©. 293) übeeen. 


b) der Kredit des Geſetzes über die Beteiligung des Preußiſchen Staates 
an den Koſten der Arbeitsloſenfürſorge vom 29. Juni 1931 (Geſetz⸗ 
M ee ee ee LR 

o) der Kredit des Geſetzes über die Bereitſtellung von weiteren Staats⸗ 
mitteln zur Ausführung von Bodenverbeſſerungen auf ſtaatlichen 
Domänen und anderen domänenfiskaliſchen Grundſtücken vom 
5. Auguſt 1931 (Geſetzſamml. S. 163) Hber ee. 

d) von ſonſtigen vor Erlaß dieſes Geſetzes durch Geſetz bewilligten 
Anleiheermächtigungen Teilbeträge von zuſammen 

Summe 


9 2. 
(1) In Ausführung des $ 1 zu d bleiben die Anleiheermächtigungen f 


4. 33. 


575 000 000. — AM 


60 000 000.— AM 


500 000. — AM 


216 276 263.49 AM 
851 776 263.49 AM. 


olgender Geſetze nur 


noch in Höhe der nachſtehenden, bereits in früheren Rechnungsjahren in Anſpruch genommenen 
Beträge in Kraft: 


1. Geſetz über die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die Ver⸗ 
beſſerung der Vorflut in der unteren Oder vom 23. April 1928 
een ) „. 


2. Geſetz über die Bereitſtellung weiterer Geldmittel zur Regelung 
der Hochwaſſer⸗, Deich- und Vorflutverhältniſſe an der oberen und 
mittleren Oder vom 28. April 1928 (Geſetzſamml. S. 145) 


3. Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur 
beſchleunigten Kultivierung privater Heide- und Moorländereien 
durch den Staat vom 27. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 235) ..... 


4. Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Urbarmachung 
von ſtaatlichen Mooren in den Provinzen Hannover und Schleswig- 
Holſtein und zur Förderung des Gemüſebaues im ſtaatlichen Wies⸗ 
moor (Oſtfriesland), Reg.-Bez. Aurich, vom 16. April 1927 (Geſetz⸗ 
ane ff RR U URN ER. | 


5. Geſetz über die Bereititellung von weiteren Staatsmitteln zur Ver- 
mehrung und Verbeſſerung von Arbeiterwohnungen nebſt Zubehör 
auf den Domänen vom 25. Juli 1930 (Geſetzſamml. S. 248) 


6. Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur 
Ausführung von Bodenverbeſſerungen auf ſtaatlichen Domänen 
und anderen domänenfiskaliſchen Grundſtücken vom 9. Auguſt 
PEST TER NS) ùh . E 


7. Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln für Landgewin⸗ 
nungsarbeiten in der Tümlauer Bucht im Kreiſe Eiderſtedt, Reg.“ 
Bez. Schleswig, vom 31. Juli 1925 (Geſetzſamml. S. 102) 


2 878 014.71 AM 


2 419 263.81 RM 


2 711 842.64 AM 


6 839 252.91 AM 


74 881.46 AM 


962 294.56 RM 


617 931.29 AM 
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8. Geſetz über die Bereitſtellung von Geldmitteln für die Ausge⸗ 


10. 


11. 


12. 


13. 


14 


15 


16 


17 


* 


L 


« 


+ 


18, 


19, 


20, 


21. 


22 


ſtaltung des ſtaatlichen Beſitzes an Bergwerksunternehmen vom 
26, Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 233))))99uͤ ren 


„Geſetz über die Bereitſtellung weiterer Mittel für den Stettiner 


Hafen vom 28. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 236 eee es 


Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zum weiteren 
Ausbau des Stettiner Hafens vom 9. Januar 1928 (Geſetzſamml. 
S K e , eeh are 


Geſetz, betr. die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die nach 
dem Geſetze wegen Vollendung des Mittellandkanals und der 
durch ſie bedingten Ergänzungsbauten an vorhandenen Waſſer⸗ 
ſtraßen vom 4. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 67) aus⸗ 
zuführenden Bauarbeiten, vom 30. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 238) 


Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zum Bau eines 
Deiches an der Leybucht zwecks Abſchluſſes des Norder-Außentiefs 
im Reg.-Bez. Aurich ſowie zur Ausführung von Binnenent⸗ 
wäſſerungsanlagen und ſonſtiger Folgeeinrichtungen vom 30. Juli 
1926 (Geſetzſamml. S. 242 : ᷑ „4 


Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln für Landgewin⸗ 
nungsarbeiten an der Nordſeeküſte in den Regierungsbezirken 
Schleswig, Aurich und Stade vom 26. Juli 1930 (Geſetzſamml. 
S. 218). 4 ein E I ae 


Geſetz zur Förderung der Anſiedlung vom 31. Juli 1931 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 141) Art. J und II zuſammee n 


Geſetz über die Bereitſtellung von Geldmitteln für die Ausge⸗ 
ſtaltung des ſtaatlichen Beſitzes an Elektrizitätsunternehmungen 
vom 3. Dezember 1926 (Geſetzſamml. S. 319 ͤ » » 


Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur verſtärkten 
Förderung des Baues von Landarbeiterwohnungen vom 17. Fe⸗ 
Brugg de Gee , me 


Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Erſchließung 
der Nogathaffkampen im Reg.-Bez. Marienwerder vom 21. April 
1927 (Geſetſamm. S. d 2... 21 e I e A 


Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Wieder⸗ 
inſtandſetzung und Verbeſſerung ſtaatlicher Hafenanlagen vom 
, nen 


Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur 
Wiederinſtandſetzung und Verbeſſerung ſtaatlicher Hafenanlagen 
vom 27. Oktober 1928 (Geſetzſamml. S. 2050%j R ee. 
Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur 
Wiederinſtandſetzung und Verbeſſerung ſtaatlicher Hafenanlagen 
vom 22. Juli 1929 (Geſetzſamml. S. 900. 
Geſetz über die Bereititellung von Staatsmitteln zur Urbar⸗ 
machung von ſtaatlichen Mooren in den Regierungsbezirken 
Königsberg und Gumbinnen vom 9. Mai 1927 (Geſetzſamml. 
%% EN. een 
Geſetz über die Bereitſtellung von Mitteln zur weiteren Förderung 
des Baues und zur Erhaltung von Kleinbahnen vom 17. Juli 1930 
eee ,, Ta 


29 742 000.— RM 


10 034 774.90 RM 


5 707 879.72 RM 


19 354 994.53 RM 


1 E 999.34 AM 
2 175 067.79 AM 
73 000 000.— RM 
53 605 069,10 RA 
7429 926.— RM 
897 547.64 AM 

2 616 135.62 AM 


2 204 453.85 AM 


1 656 961.04 AM 


10 711 242,18 HM 


682 888,95 HM 
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23. Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Gewährung 
von Beihilfen und Darlehen für Meliorationen vom 30. Juni 1930 
(Geſeßſam ml. S. 12) jf 10 893 201.55 AM 


24. Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zum Ausbau des 
preußiſchen Hafengebiets an der unteren Elbe vom 23. Juli 1927 
(Beiehieminis@ an. 30 652 027.02 AM 


25.. Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur verſtärkten 
Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens 
vom 27. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 147) 777777 .. 39 445 000. — RM 


26. Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur verſtärkten 
Förderung von Maßnahmen der wertſchaffenden Arbeitsloſen⸗ 
fürſorge vom 13. Januar 1929 (Geſetzſamml. S. B;ßBꝓ)))ʒʒꝛ 135 675 456.22 AM 


27. Weſtharztalſperrengeſetz vom 28. März 1928 (Geſetzſamml. S. 39) 7 710 000. — ZM 


28. Geſetz über die Bereitſtellung von Mitteln für die Entwäſſerung 
und Kultivierung der rechtsemſiſchen Moore in den Kreiſen Hümm⸗ 
ling und Aſchendorf, Reg.⸗Bez. Osnabrück, vom 23. April 1928 
eee nie ee ra ee errean 4 466 502.79 AM 


29. Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zum Ausbau der 
domänenfiskaliſchen Bäder und Mineralbrunnen vom 23. April 
1928 (Geſetzſanma Sede RE ee en 5 146 797.94 RM 


30. Geſetz über die Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und über 
eine Erhöhung der Stammeinlage des Preußiſchen Staates vom 
28, April 1928 (Geſetzſamml. S. 105 a Ta RR 30 000 000. — RM 


31. Geſetz über die Fortführung und Vollendung der Polderarbeiten 
weſtlich des Emder Hafens vom 15. Mai 1928 (Geſetzſamml. S. 159) 4 831 978.95 AM 


32. Warthe⸗Netze⸗Bruch⸗Geſetz vom 9. Januar 1929 (Geſetzſamml. 
J%%%%6.. B 1 959 405.— RN. 


2) Soweit Anleihen über die im vorſtehenden Abſatze genannten Summen hinaus bereits 
flüſſig gemacht ſind, ſind die überſchießenden Beträge auf andere, noch offene Kredite zu über⸗ 
tragen. 


Artikel II. 


8 3. 


Zur Erfüllung von übernommenen Verpflichtungen werden dem Staatsminiſterium nach⸗ 
ſtehende, in Erwartung künftiger Anleiheermächtigungen in den Rechnungsjahren 1926 bis 1931 
bereits verausgabte Beträge zur Verfügung geſtellt: 


a) zur Vollendung des Mittellandkanals 16 680 546.55 .. 
b) zur Gewährung von Darlehen an die Vereinigte Elektrizitäts⸗ und 
Bergwerks⸗Aktiengsſellſchererft E AR S 53 000 000. — RM 
c) zur Gewährung von Darlehen zwecks Ausgeſtaltung ſtaatlicher 
Bergwerksunternehmungen 722 ͤͤ nal < nalen er 37 117 000.— ZM 
d) zum Ausbau des Fiſchereihafens Wejermünde ....... 1... 5 303 462.61 AM 
e) zur Gewährung von Beihilfen für Meliorationen 3 097 268,95 ZM 
f) für den Bau der Saaletalſperrenn. 3 370 199.22 AM 
Summe . 118 568 477.33 RM. 


Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 29, ausgegeben am 27. 4. 33. 121 


§ 4. 


Zur Erfüllung bereits übernommener Verpflichtungen werden dem Staatsminiſterium 
nachſtehende Beträge zur Verfügung geſtellt: c 


a) in Durchführung der Verordnung, betreffend Sicherheitsleiſtung 
zugunſten der Landesbank der Rheinprovinz, vom 8. Oktober 1931 
e,, ee OA N E 100 000 000. — RM 


b) in Durchführung des Abkommens zwiſchen dem Deutſchen Reiche 
und dem Lande Preußen über die Regelung der Beteiligungen an 
der Deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe vom 21. Oktober 1932 
(Geſetzſamml. 1933 S. 60) zur Beteiligung des Staates an der 
Reichsgenoſſenſchaftshilfß n 73 000 000. — RM 


Summe .... 173 000 000. — RM. 


§ 5. 

Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zur Förderung der Arbeitsbeſchaffung auf Grund 
der Verordnung des Reichspräſidenten über Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsbeſchaffung 
und der ländlichen Siedlung vom 15. Dezember 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 543) ſowie 
zur Stützung notleidender Bergwerksunternehmungen folgende Beträge zu verwenden: 


a) für Meli TTT 8 8 100 000. — RM 
b). jüt Forſte f,, por AR 11 000 000,— RM 
ür DIMANCE Ne. ar E e A AN 7 600 000, — ZM 
Mile Hafen und Bolden a aE AT DER 6 250 000.— AM 
e) für Beteiligung an genoſſenſchaftlichen Meliorationen 6 000 000. — RM 
f) zur Stützung notleidender Bergwerksunternehmungen 11 000 000. — RM 

Summe .... 49 950 000. — ZM. 

§ 6. 


() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die in den $$ 3, 4 und 5 bewilligten Mittel im 
Wege des Kredits, und zwar, ſobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe, zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert 
der zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge 
anzuſetzen. 


9 7. 


() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben der Rechnungsjahre 
1930, 1931 und 1932, die aus den Einnahmen dieſer Jahre nicht haben beſtritten werden können, 
einen Betrag bis zur Höhe von 300 000 000 %% im Wege des Kredits, und zwar, ſobald 
das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe, zu beſchaffen. 


(2) Auf die Tilgung der Schuld findet § 6 Abſ. 2 Anwendung. d 


Artikel III. 


B 8. 


$ 41 der Zweiten Sparverordnung vom 23. Dezember 1931 (Geſetzſamml. S. 293) wird 
aufgehoben. 
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89, 
$ 2 Abſ. 4 des Geſetzes vom 27, Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 147) über die Bereitſtellung 
von Staatsmitteln zur verſtärkten Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungs⸗ 
weſens wird mit Wirkung vom 1. April 1931 ab außer Kraft geſetzt. 


Artikel IV. 
§ 10. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt den zuſtändigen Miniſtern ob. 


SEN 
Das Geje tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 24. April 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Kerrl. Ruſt. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 26. April 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13877.) Geſetz über die Errichtung eines Geheimen Staatspolizeiamts. Vom 26. April 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


$ 1. 

() Zur Wahrnehmung von Aufgaben der politiſchen Polizei neben den oder an Stelle 
der ordentlichen Polizeibehörden ($ 2 Abſ. 1 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 — 
Geſetzſamml. S. 77 —) wird das Geheime Staatspolizeiamt mit dem Sitze in Berlin errichtet. 
Es hat die Stellung einer Landespolizeibehörde und unterſteht unmittelbar dem Miniſter des 
Innern. 

(2) Die ſachliche und örtliche Zuſtändigkeit des Geheimen Staatspolizeiamts regelt der 
Miniſter des Innern. 

(3) Die Vorſchriften des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 über die Anfechtung 
landespolizeilicher Verfügungen finden mit der Maßgabe Anwendung, daß für Klagen im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren gegen Verfügungen des Geheimen Staatspolizeiamts ſtets der Bezirks⸗ 
ausſchuß in Berlin zuſtändig iſt. 

§ 2. 

Das Geheime Staatspolizeiamt kann im Rahmen ſeiner Zuſtändigkeit alle Polizeibehörden 
um polizeiliche Maßnahmen erſuchen. 

§ 3. 

Die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vorſchriften erläßt der Miniſter des 
Innern, und zwar, ſoweit es ſich um Vorſchriften über Zahl und Art der dem Geheimen Staats⸗ 
polizeiamte zuzuteilenden Beamten und Angeſtellten handelt, im Einvernehmen mit dem Finanz⸗ 
miniſter. 
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8 4, 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage nach feiner Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 24. April 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring, Popitz. 
zugleich für den Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 26. April 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 13878.) Geſetz über die Gleichſchaltung der Rechtsverhältniſſe der Staatsminiſter mit den Rechts⸗ 
verhältniſſen der Reichsminiſter (Staatsminiſtergeſetzz. Vom 26. April 1933. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 

Die SS 1 bis 24 des Geſetzes über die Rechtsverhältniſſe des Reichskanzlers und der Reichs⸗ 
miniſter (Reichsminiſtergeſetzb vom 27. März 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 96) mit den zu ihrer Ab⸗ 
änderung und Ergänzung ergangenen und noch ergehenden geſetzlichen Vorſchriften gelten nach 
Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen ſinngemäß für den Miniſterpräſidenten und die Staats⸗ 
miniſter. Dabei treten an die Stelle der Worte: 

Reichspräſident: Reichskanzler; 
Reichskanzler: Miniſterpräſident; 
Reichsminiſter: Staatsminiſter; 
Reichsregierung: Staatsminiſterium. 


8 2. 


Die vom Reichskanzler vollzogenen Urkunden bedürfen keiner Gegenzeichnung. 


8 3. 

(1) Die Staatsminiſter leiſten bei der Übernahme ihres Amtes vor dem Reichskanzler TOS aa? 
genden Eid: se 1133 
Ich ſchwöre: Ich werde meine Kraft für das Wohl des deutſchen Volkes einſetzen, 9 7. 

die Verfaſſung und die Geſetze des Reichs und Preußens wahren, die mir obliegenden Fass 
Pflichten gewiſſenhaft erfüllen und meine Geſchäfte unparteiiſch und gerecht gegen jeder- 
mann führen. 

(2) Hat ein Staatsminiſter bereits den Eid als Reichsminiſter geleiſtet, fo genügt die Er- 
klärung, daß er ſich mit ſeinem als Reichsminiſter geleiſteten Eide auch für ſeinen Pflichtenkreis als 
preußiſcher Staatsminiſter für gebunden erachtet. ae h 
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8 4. 

(0 8 14 des Reichsminiſtergeſetzes ift, unbeſchadet der geſetzlich angeordneten Kürzungen, mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle des Amtsgehalts (Abſ. 1 a) des Reichskanzlers für 
den Miniſterpräſidenten ein Amtsgehalt in Höhe ſeines bisherigen Gehalts tritt. 

(2) Zu den geſetzlich angeordneten Kürzungen gehört auch die Einbehaltung nach den Be- 
ſtimmungen des Erſten Teiles der Verordnung zur Sicherung des Haushalts vom 8. Juni 1932 
(Geſetzſamml. S. 199). 

) Im Geſetz über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Preußiſches Be- 
ſoldungsgeſetz) vom 17. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 223) find in der Anlage 1 Beſoldungs⸗ 
ordnung B Feſte Gehälter die Beſoldungsgruppen 1 und 2 zu ſtreichen. 


8 5. 

(1) Ein Staatsminiſter erhält für die Zeit, in der er gleichzeitig Mitglied der Reichsregierung 
iſt, von Preußen keine Amtsbezüge. Die Hälfte der dem Staatsminiſter vom Reiche gezahlten 
Amtsbezüge erſtattet Preußen dem Reiche. Iſt der Miniſterpräſident gleichzeitig Reichsminiſter, 
fo erhält er den die Bezüge als Reichsminiſter überſteigenden Teil (8 4 Abſ. 1) von Preußen. 

(2) Abſ. 1 findet auf Übergangsgeld, Ruherente und Hinterbliebenenbezüge und auf Ver⸗ 
ſorgungsbezüge nach § 16 des Reichsminiſtergeſetzes entſprechende Anwendung. Decken ſich die 
Amtszeiten im Reiche und in Preußen nicht, jo ſtehen dem Staatsminiſter und feinen Hinter- 
bliebenen Anſprüche gegenüber Preußen nur inſoweit zu, als ſie nicht einen Anſpruch gegen das 
Reich haben; die Verrechnung zwiſchen Reich und Preußen erfolgt nach näherer Vereinbarung 
zwiſchen Reich und Preußen. 

(3) Die Beſtimmungen des Erſten Teiles der Verordnung zur Sicherung des Haushalts vom 
8. Juni 1932 (Geſetzſamml. S. 199) finden auch auf das Übergangsgeld, die Ruherente und die 
Hinterbliebenenbezüge Anwendung. 

8 6. 

(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1933 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkte tritt das 
Geſetz über die Verſorgung der Staatsminiſter vom 13. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 547) außer 
Kraft. 

(2) Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetze zu 
erlaſſen. 


Berlin, den 24. April 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 26. April 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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(Nr. 13879.) Geſetz zur Umgeſtaltung des Gerichtsweſens in Berlin. Vom 26. April 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


I. Zuſammenlegung der Landgerichte in Berlin. 


Se 
() Die Landgerichte I, II und III in Berlin werden aufgehoben. Für ihren Bezirk wird in 
Berlin ein neues Landgericht errichtet. 
(2) Das beim Landgericht I in Berlin errichtete Landesarbeitsgericht wird dem neuen Land- 
gerichte Berlin angegliedert. 


8 2. 

Die planmäßigen Beamten, Hilfsbeamten, Angeſtellten und Lohnempfänger treten von den 
aufgehobenen Landgerichten zum Landgericht Berlin über, ſofern bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
nicht anderweit Beſtimmung über ſie getroffen iſt. Mit derſelben Maßgabe treten die planmäßigen 
Beamten, Hilfsbeamten, Angeſtellten und Lohnempfänger der Staatsanwaltſchaften bei den 2 5 
gehobenen Landgerichten zur Staatsanwaltſchaft beim Landgericht Berlin über. 


8 3. 

Die bei den aufgehobenen Landgerichten zugelaſſenen Rechtsanwälte werden beim Qand- 
gericht Berlin zugelaſſen. Sie behalten, ſofern ſie für die Dauer der Zulaſſung bei einem der 
aufgehobenen Landgerichte zu Notaren ernannt waren, ihr Amt für die Dauer der Zulaſſung beim 
Landgericht Berlin bei. 


II. Vertretung des Landgerichtspräſidenten. 


8 4. a 
Der Präſident des Landgerichts Berlin wird, ſoweit ſeine Vertretung nicht reichsrechtlich 
geregelt iſt, nach den vom Juſtizminiſter feſtgeſtellten Grundſätzen durch Richter des Landgerichts 
vertreten; dieſe werden widerruflich vom Juſtizminiſter beſtellt. 


III. Organiſatoriſche Anderungen bei den Amtsgerichten. 


8 5. 

(1) Hinſichtlich der zum Bezirk des Landgerichts Berlin gehörigen Amtsgerichte und der 
Schiedsmänner in den Bezirken dieſer Amtsgerichte übt die dem Landgerichtspräſidenten zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe der Präſident des Amtsgerichts Berlin-Mitte aus. Dieſer unterſteht der 
Dienſtaufſicht des Kammergerichtspräſidenten und des Juſtizminiſters. 

(2) Über Auffſichtsbeſchwerden, die ſich gegen einen im erſten Rechtszuge vom Amtsgerichts⸗ 
präſidenten erlaſſenen Beſcheid richten, entſcheidet endgültig der Kammergerichtspräſident, falls 
für Beſchwerden dieſer Art landesrechtlich beſtimmt iſt, daß die Entſcheidung des Landgerichts⸗ 
präſidenten endgültig iſt. 

86. 

Hinſichtlich der zum Bezirk des Landgerichts Berlin gehörigen Amtsgerichte und der Schieds⸗ 
männer in den Bezirken dieſer Amtsgerichte übt der Präſident des Amtsgerichts Berlin-Mitte 
auch die dem Präſidium des Landgerichts zuſtehenden Befugniſſe aus. Er regelt insbeſondere 
die Geſchäftsverteilung für die zum Bezirk des Landgerichts Berlin gehörigen Amtsgerichte nach 
den vom Juſtizminiſter feſtgeſtellten Grundſätzen. 


8 7. 
Der Präſident des Amtsgerichts Berlin⸗Mitte wird nach den vom Juſtizminiſter feſtgeſtellten 
Grundſätzen durch Richter des Amtsgerichts vertreten; dieſe werden widerruflich vom Juſtiz⸗ 
miniſter beſtellt. 
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IV. Anderung der Beſoldungsordnung. 
88, 

Die Anlage 1 zum Preußiſchen Beſoldungsgeſetz (Beſoldungsordnung für die planmäßigen 

unmittelbaren Staatsbeamten) wird wie folgt geändert: 

1. In der Beſoldungsgruppe A 1a werden im Abſchnitt Juſtizverwaltung die Worte 
„Landgerichtspräſidenten, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe B 9“ durch die Worte 
„Landgerichtspräſidenten, ſoweit nicht in Beſoldungsgruppe B7 und B9“ erſetzt und 
die Worte „Vizepräſidenten bei dem Landgerichte Berlin und dem Amtsgerichte Berlin⸗ 
Mitte“ hinzugefügt. ; 

2. In der Beſoldungsgruppe A 1b werden im Abſchnitt Juſtizverwaltung die Worte 
„und als Vertreter des Generalſtaatsanwalts beim Landgericht Berlin“ hinzugefügt. 


3. In der Beſoldungsgruppe B7 werden im Abſchnitt Juſtizverwaltung die Worte 
„Präſident des Landgerichts Berlin und des Amtsgerichts Berlin-Mitte“ hinzugefügt. 
4. In der Beſoldungsgruppe B9 werden im Abſchnitt Juſtizverwaltung hinter den Worten 
„Präſidenten der großen Landgerichte“ die Worte hinzugefügt „„ ſoweit nicht in Be- 
ſoldungsgruppe B 7“ und die Worte „Präſident des Amtsgerichts Berlin⸗Mitte“ geſtrichen. 


V. Schluß⸗ und Überleitungsbeſtimmungen. 


89. 

Entgegenſtehende Beſtimmungen werden aufgehoben. 

8 10. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, zum Bezirk des Landgerichts Berlin gehörige Amts- 
gerichte aufzuheben, die Grenzen dieſer Amtsgerichte zu ändern und ihre Bezeichnungen nach einheit⸗ 
lichen Geſichtspunkten neu feſtzuſetzen. 

§ 11 

() Dieſes Geſetz tritt am 15. Juli 1933 in Kraft. 

(2) Die Ausführungs- und Durchführungsbeſtimmungen erläßt der Juſtizminiſter. Die 
erforderlichen Anordnungen können bereits vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erlaſſen werden. 


Berlin, den 24. April 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Kerri. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 26. April 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13880.) Zweite Ausführungsverordnung zur Verordnung des Reichspräſidenten zum Schutze des 
deutſchen Volkes vom 4. Februar 1933 Reichsgeſetzbl. 1 S. 35). Vom 26. April 1933. 


Auf Grund des § 7 Abf. 2 und des $ 10 Abſ. 1 Satz 1 der Verordnung des Reichspräſidenten 
zum Schutze des deutſchen Volkes vom 4. Februar 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 35) wird folgendes 
verordnet: 
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8 1. 

Die Zuſtändigkeit des Polizeipräſidenten (Landeskriminalpolizeiamt T) in Berlin für die Mn- 
ordnung der polizeilichen Beſchlagnahme und Einziehung von Druckſchriften gemäß § 7 Abſ. 2 der 
Verordnung mit Wirkung für das ganze Staatsgebiet geht unter entſprechender Abänderung der 
Beſtimmung des § 2 Ziffer 2 der Ausführungsverordnung vom 6. Februar 1933 (Geſetzſamml. 
S. 23) auf das Geheime Staatspolizeiamt in Berlin über. 


8 2. 

Die Zuſtändigkeit des Polizeipräſidenten in Berlin für das Verbot im Bezirk der Stadt 
Berlin erſcheinender periodiſcher Druckſchriften nach den 88 9, 10 und 11 der Verordnung geht 
unter entſprechender Abänderung der Beſtimmung des § 2 Ziffer 3 der Ausführungsverordnung 
vom 6. Februar 1933 (Geſetzſamml. S. 23) auf das Geheime Staatspolizeiamt in Berlin über. 


8 3. 
Die Verordnung tritt mit dem 29. April 1933 in Kraft. 


Berlin, den 26. April 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Göring. 


(Nr. 13881.) Verordnung, betreffend die Ergänzung der Verordnungen vom 1. Oktober 1931 und 
2. März 1933 (Geſetzſamml. 1931 S. 213 und 1933 S. 33) zur Regelung der Zuſtändig⸗ 
keit der Landes⸗ und Kreispolizeibehörden. Vom 26. April 1933. 


Auf Grund des 8 3 Abſ. 5 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. 
S. 77) wird folgendes beſtimmt: 


8 1. 

Für das Verbot periodiſcher Druckſchriften, für die Anordnung von Beſchränkungen des 
Eigentums, der perſönlichen Freiheit und des Vereins⸗ und Verſammlungsrechts ſowie von Ein- 
griffen in das Brief-, Poſt⸗, Telegraphen- und Fernſprechgeheimnis nach Maßgabe des § 1 der 
Verordnung des Reichspräſidenten zum Schutze von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 83) ijt an Stelle des Polizeipräſidenten in Berlin als Landes- und Kreispolizei⸗ 
behörde (Ss 1 und 2 der Verordnung vom 2. März 1933 — Geſetzſamml. S. 33 —) das Geheime 
Staatspolizeiamt in Berlin zuſtändig. 


8 2. 
Die Verordnung tritt mit dem 29. April 1933 in Kraft. 


Berlin, den 26. April 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Göring. 


Herausgegeben vom Preußiſchen Staatsminiſterium. — Druck: Preußiſche Druderei- und 
Verlags⸗Aktiengeſellſchaft Berlin, 
Verlag: R. von Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin W. 9, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1,— RM. vierteljährlich); 


einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen werde 
Preis für den achtſeitigen Bogen oder den Bogenteil 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10—40 v. H. Breißermäßigung. G 
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